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Deutſchland. 

9 Berlin, den 14. Febr. Die demokratiſche Partei in Berlin 
ſcheint eine Beſchränkung der Preſſe und eine Aufhebung des Vereins- 
rechts zu befürchten; wenigſtens ſpielten alle, geſtern im Geſammt⸗ 
Ausſchuſſe gehaltenen Reden darauf au. Es kam bei dieſer Gelegen⸗ 
heit der Plan zu gründender Bibliotheken zur Sprache, und man be⸗ 
ſchloß die Errichtung ſolcher Anſtalten in dreifacher Weiſe. Einmal 
ſoll für jeden Bezirk ein kleinerer Leſecirkel beſtehen, dann für jeden 
Volksverein ein ebenſolcher größerer, und endlich wird man noch eine 
Central⸗Bibliothek für ganz Berlin zuſammenbringen, die die umfang⸗ 
reicheren und theuren Werke enthält. Welcher Art die in dieſen cur⸗ 
firenden Schriften fein werden, geht aus der beiſpielsweiſen Anfüh⸗ 
rung eines Redners hervor, der die Anſchaffung des Moniteur aus 
der Zeit der erſten Franzöſiſchen Revolution empfahl. Man wählte 
zur Beſorgung der Angelegenheiten der Central- Bibliothek 5 Mitglie⸗ 
der, unter denen ſich der Dr. Meyen und der Buchhändler L. Laſſar 


befinden. 
en Sitzung kam auch der Antrag vor: „Den Stadt⸗ 
he ee Erthellung des Ehrenbürgerrechts an die Miniſter 
Manteuffel und Brandenburg ein Mißtranensvetum zugehen zu laſ⸗ 
ſen.“ Dieſer Antrag wurde aber durch den Vorſchlag beſeitigt, über 
den Gegenſtand zur motivirten Tagesorduung überzugehen. Die Mo⸗ 
tive lanteten ungefähr: Da ſich das Mißtrauen des Geſammtaus⸗ 
ſchuſſes gegen die Stadtverordneten⸗Verſammlung ganz von ſe lbſt ver⸗ 
* t der u. ſ. w. 
n . doch, — man 2 15 halten hat, das 
rſteht ſich bei gewiſſen Leuten von ſelbſt! 
e | 0 — 14. —— Der Berliner Verein zur Gentras 
liſation deutſcher Auswanderung und Koloniſatien hat geſtern — 
Sitzung gehalten. Es iſt von ihm der erſte Rechenſchaftsbericht über 
feine bisherige ſieben monatliche Thätigkeit abeſtattet worden, der höchſt 
anziehende Mittheilungen enthält. Der Verein hat ein offenes Bu⸗ 
rean (unter den Linden 45) errichtet, wo jedem ſich in Auswande⸗ 
rungsangelegenheiten Weeldenden Auskunft und Rath ertheilt wird. 
Dies Bureau ſteht unter der Leitung des Spezialdirektors von Bülow. 
Es ſind während der 7 Monate des Beſtehens des Vereins 2055 Per⸗ 
ſonen als Auswanderungsluſtige angemeldet worden. Sie, gehören 
faſt allen Klaſſen der Geſellſchaft an und beſaßen nach ihren Angaben 
zuſammen ein Vermögen von 360,000 fthlr., wonach, wenn man die 
600 Unbemittelten abzieht, auf den Kopf etwa 2474 Athlr. kommen. 
Bei der Mehrzahl war Mangel an Auskommen, das Motiv. Außer⸗ 
dem wurde Streben nach Selbſtſtändigkeit, politiſche Unzufriedenheit, 
Unternehmungsluſt und verwandtſchaftliche Bande mit bereits ausge⸗ 
wanderten Perſonen als Gründe angegeben. Die Anmeldenden ge⸗ 
hörten allen Theilen der Monarchie an. Die Meiſten hatten ſich noch 
nicht beſtimmt entſchieden, wohin ſie auswandern ſollten, und folgen 
darin dem Rathe des Büreaus. Bei den Beſprechungen des Spezial⸗ 
Direktors, iſt es die Aufgabe des Direktors, im Allgemeinen die An⸗ 
ſichten möglichſt aufzuklären, die oft einſeitigen und befangenen Urtheile 
über die hieſigen und fremden Zuſtände zu berichtigen, Gegenſätze zu 
verſöhnen, Vorurtheile zu beſeitigen, und überhaupt im wahren Jur. 
eſſe zu wirken. Dabei iſt es denn auch wirklich gelungen, nicht We⸗ 
nige, deren Verhältniſſe bei näherer Prüfung die Auswanderung nicht 
räthlich erſcheinen ließen, von ihrem Entſchluſſe zurückzubringen, und 
Manchen überhaupt zu unbefangeneren und richtigeren Anſichten zu 
führen. Da noch keine der wirklichen Koloniſationsgeſellſchaften ſo 
weit gediehen iſt, um mit der Koloniſation thatſächlich zu beginnen, 
auch dem Verein weder von der Regierung noch von Privatgeſellſchaſ— 
ten Gelegenheit nachgewieſen werden konnte, Koloniſten im Inland 
zu placiren, ſo mußte das Bureau für jetzt ſich begnügen, Denjenigen, 
welche mit der Auswanderung nicht zu warten vermochten, die moͤg⸗ 
lichſt umfaſſende Belehrung über die Länder zu gewähren, wo die An⸗ 
ſiedelung unter den ſpeciell vorliegenden Verhältnijfen am vortheilhaf⸗ 
teſten erſchien. Oft wurde auch Auskunft über beſondere Staaten 
und Orte verlangt. Da die eingenommene Stellung des Vereins vor 
Allem die Beſchaffung eines genügenden Materials verlangt, jo wur⸗ 
den nicht nur die in Deutſchland erſcheinenden Auswanderungszeitungen 
angeſchafft, ſondern auch einige engliſche, für dieſen Gegenſtand wich⸗ 
tige Zeitſchriften. Durch die Geſchenke einiger Mitglieder und die frei⸗ 
willigen Beiträge einiger Buchhandlungen wurde der Grund zur einer 
Bibliothek der gediegenſten Werke im Auswanderungsfache gelegt. 
Hierbei find namentlich die Hahn'ſche Hofbuchhandlung in Hanno⸗ 
ver, die Buchhandlungen von Bädeker in Elberfeld und Iſerlohn, 
von Buchner in Baireuth und Brandſtetter in Leipzig zu er⸗ 
. n b 2 
= o abgeſchmackte Beſchlüſſe faſſen enn 
das Dre , fo. mag die egierung getroſt di 2 15 Demokta⸗ 
ten ſich fe . überlaffen, fie wird dem Bus der Lächerlichkeit zeitig 
genug Bir en, und davon ſich ſchwerlich je wieder erholen. 


Poſene 
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Sonntag den 17. Februar. 


Berlin den 15. Februar. Se. Majeſtät der König haben Aller⸗ 
gnädigſt geruht: dem Major zur Dispoſition, Virchow zu Berlin, 
die Erlaubniß zur Anlegung des von St. Majeſtät dem König von 
Hannover demſelben verliehenen Guelphen-Orden vierter Klaſſe zu 
verleihen. — Die Deutſche Reform enthält Folgendes: Auswär⸗ 
tigen Zeitungen wird von hier geſchrieben, daß das Staatsminiſterium 
in einer nach Eingang der neulichen bedenklichen Pariſer Nachrichten 
abgehaltenen Kabinetsſitzung beſchloſſen habe, den Belagerungszu⸗ 
ſtand über Berlin zu verhängen, ſobald in Folge jener Ereigniſſe 
irgend eine Bewegung in Berlin einträte. Wir koͤnnen auf das Des 
ſtimmteſte verſichern, daß dieſe Mittheilung jeder Begründung ent⸗ 
behrt. Die Regierung hat ſich allerdings keinen Augenblick verhehlen 
dürfen, daß die Pariſer Bewegung auf die Stimmung der hieſigen 
Umſturzpartei einen ermuthigenden Einfluß üben müßte, aber trotzdem 
hatte ſie nicht die geringſte Veranlaſſung zu einem Beſchluſſe der er⸗ 
wähnten Art, da fie ſich überzeugt hält, daß die gewöhnlichen Mit⸗ 
tel für die öffentliche Sicherheit vollſtändig ausreichen würden, um 
etwaige wahnwitzige Verſuche, jene Stimmung in Thaten zu über⸗ 
tragen, kraͤftig und erfolgreich niederzuhalten. — Wie wir früher be⸗ 
richtet, agirten die Lotterie-Einnehmer ſehr lebhaft gegen die 
von der zweiten Kammer bei der Budget⸗Berathung beſchloſſene Herab⸗ 
ſetzung der Einnehmer-Sporteln. Ihre Petitionen erſchienen der Kam⸗ 
mer ſo dringlich, daß ſchon jetzt ein Commiſſions-Bericht über die⸗ 
ſelben vorliegt. Die Commiſſion macht den Vorſchlag, die beſchloſſene 
Sportel: Ermäßigung erſt mit dem Beginn der 102. Lotterie eintreten 
zu laſſen. Zugleich empfiehlt ſie eine Petition der Unter-Einnehmer 
dem Finanz» Minifter zur Berückſichtigung. — Dagegen find 92 Pe⸗ 
titionen um Verbeſſerung der Lage der Schullehrer, um Sicherung 
ihrer Stellung und namentlich um unbeſchränkte Freiheit der Lehre 
und des Unterrichts für die Kirche, ohne Beſchränkung durch eine 
Prüfung der Lehrer Seitens des Staats, von der Unterrichts-Com⸗ 
mifjion bis zur Berathung des von der Regierung noch vorzulegen⸗ 
den Unterrichts-Geſetzes zurückgelegt worden. 

Der Staats ⸗Anzeiger vom Löten d. enthält das Geſetz zum 
Schutz der perſönlichen Freihelt vom 12. Februar. 

Koblenz, den 11. Februar. (Rh. u. Mos. Ztg.) Gegenwärtig 
iſt man damit beſchäftigt, unſere ſtehende Rheinbrücke wieder zum 
Aufſchlagen fertig zu machen. Es iſt daher zu erwarten, daß die nun 
ſchon ſeit mehreren Monaten gehemmte freie Communication der bei⸗ 
den Ufer zum kommenden Donnerſtag wiederhergeſtellt ſein wird. 

Schweiz. 

Bern, den 6. Februar. Die Flüchtlings-Angelegenheit, ſo ab⸗ 
gedroſchen und nach allen Richtungen beleuchtet und erſchöpft fie iſt, bier 
tet immer neue Details, neue Seiten dar zur Beſchauung. Dieſes Mal 
iſt es das Univerfal-Genie Mazzini, welches unſere Bundes-Behörden 
beſchäftigt. Er hatte ſich nämlich nach dem Untergange der römi⸗ 
ſchen Republik in unſere Waadt auf das Landgut eines Freundes zus 
rückgezogen, wurde jedoch vom Bundesrathe, wenn nicht förmlich aus⸗ 
gewieſen, doch auch nicht geduldet, und der Staatsrath von Waadt 
hatte für die Entfernung des berühmten Weltbetrügers zu ſorgen. 
Wie es aber ſcheint, kommt auch hier unſere Polizei zu kurz, und die 
Bequemlichkeit, gleichzeitig über mehrere Päſſe zu verfügen, ſcheint 
Herrn Mazzini die Veränderung ſeines Domicils unnöthig gemacht 
zu haben. So viel iſt ſicher, daß der Bundesrath eine Mittheilung 
an den Staatsrath von Waadt machen ließ durch Herrn Druey, in 
dem Sinne, man ſei der Sache ziemlich ſicher, Mazzini halte ſich in 
irgend einem Winkel der Waadt auf. Die Thätigkeit der Behörden 
ift alfo aufs Neue in Anſpruch genommen, den flüchtigen Dietator 
ausfindig zu machen und mit Hülfe der franzöſiſchen Polizei über das 
Meer zu ſpediren. Wenn wir recht berichtet ſind, ſo hat auch Herr 
Ph. Becker, der Anführer der badiſchen Landwehr, während der Revo⸗ 
lution ſich einige Zeit auf ähnliche Weiſe den Nachforſchungen der 
Polizei entzogen. In Betreff D'Eſter's wird uns verſichert, die Re⸗ 
gierung von Bern ſei nicht ferner Willens, ſich der bundesräthlichen 
Verfügung zu widerſetzen. 

Frankreich. i a 

Paris, den 9. Februar. (Köln. Itg.) Paris iſt ruhig. Die 
offentlichen Fonds ſteigen wieder, was von den Einen der Energie der 
Regierung bei den letzten Vorfällen in der Rue St. Martin, von den 
Andern dagegen der Gewißheit zugeſchrieben wird, daß auch Changar⸗ 
nier ſich entſchieden wider jedes gewaltſame Unternehmen gegen die 
National⸗Verſammlung oder gegen die Verfaſſung erffärt hat. Alle 
materiellen Gründe zu Beſorgniſſen für die Sicherheit der beſtehenden 
Verhältniſſe find beſeitigt, und dennoch tauchen wieder ſehr ernſte Ges 
rüchte über eine nahe Kataſtrophe auf. Der General Changarnier foll 
auf Andringen der vertrauten Umgebung des Präfidenten der Republik 
durch einen zu entſchiedenen Handlungen aufgelegteren General erſetzt 
oder zum mindeſten eines Theils feines Commando's beraubt werden. 
Andererſeits ſoll der General Cavaignae, wie von vielen und ſehr 
glaubhaften Seiten her verſichert wird, den Mittelpunkt einer Anzahl 
einflußreicher Männer, namentlich auch hoher Offiziere, bilden, die 
zur Aufrechterhaltung der Verfaſſung unter allen Umſtänden entſchloſ— 
fen find und in vertrauten Zuſammenkünften über die geeigneten Maß⸗ 
regeln dazu für den Fall unvorhergeſehener Ereigniſſe Berathungen 
halten. Der Theil der Bevölkerung, diejenigen Truppenkörper und 
Offiziere, auf die man rechnen zu können glaubt, ſollen ſchon genau er⸗ 
mittelt und bezeichnet, der ſtrategiſche Plan zu einem bewaffneten Auf- 
ſtande gegen einen Staatsſtreich der National⸗Verſammlung oder der 
Erekutiv⸗Gewalt ſchon entworfen fein. Es iſt jedoch nicht wahrſchein⸗ 
lich, daß von der einen oder der andern Seite ein Attentat gegen die 
beſtehende Verfaſſung unternommen werden wird, es ſei denn, daß die 
gefürchtete Exploſton in den Oſtprovinzen eine Veranlaſſung zu Aus⸗ 
nahme⸗Maßregeln hergeben ſollte. Die Nachrichten aus Lpon und 
den angränzenden Departements ſind in der That neuerdings wieder 
ſehr beunruhigend, da die Agitation von Paris durch das Umhauen 
der Freiheitsbaume wie ein Brand in die dortige, ohnehin ſehr entzünd⸗ 


\ . a 1 4 Inſertionsgebühren 
1 ſgr. 8 pf. für dle viergeſpaltene 
Zeile. 1 


Das 
Abonnement 
betragt vierteljahrl. für die Stadt 
Poſen 1 Rthlr, fur ganz Preußen 
1 Kthlr. 7 gr. ö pf. 


1850. 


liche Bevölkerung gefallen iſt. Die Behörden haben die ſtrengſten Maße 
regeln ergriffen, allein man glaubt nicht, daß der 24. Febr. ohne einen 
Aufſtands Verſuch vorbeigehen wird. Auch ſollen eine Menge durch 
ihre eraltirten Meinungen bekannter Perſonen ſich in der letzten Zeit 
nach Lyon begeben haben. 4 2 J 
Paris, den 10. Febr. Das „Journal des Debats“ enthält 
heute eine vom Geſchäftsträger der Schweiz eingeſandte Note, worin 
es heißt: „Die Ausweiſung Mazzini's aus dem Gebiete der Schweiz 
iſt ſeit lauge beſchloſſen. Die letzten Eröffnungen Oeſterreichs und 
Preußens an die Franzöſiſche Regierung ſind daher ohne Einfluß auf 
dieſe Maßregel, deren Vollſtreckung bloß durch die Gewandtheit, wo⸗ 
mit dieſer Flüchtling ſich den Nachforſchungen der Polizei zu entziehen 
wußte, und durch die jetzt beſeitigten Schwierigkeiten, auf welche die 
Genehmigung ſeiner Durchreiſe durch Frankreich ſtieß, verzögert wor⸗ 
den iſt.“ Ein Journal behauptet, in einem geſtern abgehaltenen Mi⸗ 
niſterrathe ſei ein Schreiben des Generals Dufour mitgetheilt worden, 
worin dieſer ſich bereit und im Stande erkläre, die dom Schweizer 
Bundesrathe zu erwartende Einwilligung in die Forderungen Oeſter⸗ 
reichs und Preußens zu vollſtrecken, jedoch dabei zur Bedingung mache, 
daß alle weiteren Drohungen gegen die Schweiz daun aufhören muͤß⸗ 
ten. Andererſeits wird aber verſichert, jene zwei Mächte würden ſich 
in keinem Falle für völlig befriedigt erklären, ſondern die Interven⸗ 
tionsdrohung noch lange über der Schweiz ſchweben laſſen. 
Grogbritanien und Irland. 3 
London den 9. Febr. (Köln. Ztg.) In Folge eines furcht⸗ 
baren Sturmes, welcher am vergangenen Mitwoch wüthete, find ſaſt 
an allen Theilen der englifchen Kuͤſte, namentlich aber im Norden, 
und Oſten, zahlreiche Unglücksfälle vorgekommen. Seit vielen Jah⸗ 
ren weiß man ſich keines Sturmes zu erkunern, welcher e 


luſte aun Schiffen und Menſchenleben verurſacht hätte. — ) 
wird Windſor am Montag verlaſſen, um ſich nach dem Buckingham⸗ 
Palaſte zu begeben. ' san 
In der Sitzung des Oberhauſes vom J. kündigte Lord Stan⸗ 
ley an, daß er am 18. Februar die Aufmerkſamkeit des Hauſes auf 
die Angelegenheit von Dolly's Brae und auf das Benehmen des Lord⸗ 
Statthalters von Irland in Bezug auf dieſelbe lenken werde. Lord 
Brougham legte zum dritten Male eine Bill zur Verbeſſerung des 
Criminal-Geſetzbuches vor, welche zum erſten Mal verleſen wurde. 
Im Unterhauſe fand die Diskuſſion über die auſtraliſchen 
Colonieen Statt. Nachdem das Haus ſich als Comité konſtitnirt 
hatte, erhob ſich Lord John Ruſſell, um die Anſichten der Regie⸗ 
rung hinſichtlich der zukünftigen Colonjal- Politik aus einander zu 
fegen. Er begann mit einer geſchichtlichen Ueberſicht der engliſchen 
Coloniſation und einer Darlegung der allgemeinen Grundſätze, welche 
mit Bezug darauf hinſichtlich des Handels und der Regierung ſeit dem 
Jahre 1627 beobachtet worden ſeien. Hierauf wies er auf die Ver⸗ 
änderungen hin, welche das Freihandels-Syſtem in der Stellung der 
Colonieen zum Mutterlande hervorgebracht habe, und ging dann auf 
die Frage über, ob es wünſchenswerth für Eugland ſei, ſeine Colo⸗ 
nieen zu behaupten. Er ſei der Meinung, England dürfe ſeine Co⸗ 
lonieen nicht aufgeben, ſowohl im Intereſſe der Colonieen ſelbſt, wie 
in dem Englands. Im Allgemeinen ſei für die Verwaltung der Co⸗ 
lonieen der alte Grundſatz feſtzuhalten, daß, wohin auch immer 
Engländer gingen, ihnen der Genuß engliſcher Inſti⸗ 
tutionen geſichert werden müſſe. In der Cap⸗Colonie werde 
man das Repraſentativ⸗Syſtem einführen, und zwar mit zwei Kam⸗ 
mern. Für die auſtraliſchen Colonieen ſchlage die miniſterielle Bill 
nur eine Kammer vor, deren Mitglieder zu zwei Dritteln aus Re⸗ 
präſentanten des Volkes beſtehen, das übrige Drittel hingegen don 
der Regierung ernannt werden ſolle. Doch ſoll es den Colonieen frei⸗ 
ſtehen, ihre Verfaſſung zu verändern und eine zweite Kammer hinzu⸗ 
zufügen. Hierauf berührt der Redner die Fragen der Deportation 
und der Auswanderung und ſpricht dann ſeine Ueberzeugung aus, daß 
es im hoͤchſten Grade wichtig für die Colonial⸗Politik ſei, nicht von 
den Grundſätzen des Freihandels abzuweichen. Wenn einige der brit⸗ 
tiſchen Beſitzungen eine Macht erreichen ſollten, welche fe zu An⸗ 
ſprüchen auf Unabhängigkeit berechtige, ſo werde es England zur 
Freude gereichen, ihnen dieſe Unabhängigkeit zu gewähren und da⸗ 
durch zum Glück der Welt beizutragen. Zum Schluſſe bat Lord John 
Ruſſell um Erlaubniß, eine Bill zur beſſeren Regierung der auſtrali⸗ 
ſchen Colonieen vor das Haus zu bringen. Hierauf kritiſirt Sir Wm. 
Molesworth in einer längeren Rede die frühere Colonial-Politik 
der Regierung. Baillie erklärt, er erwarte wenig Gutes von der 
Bill. Der Handelsminiſter Labouchere vertheldigt den Geſetz⸗Vor⸗ 
ſchlag und lieſt Auszüge aus in Sidney und Port Philipp e 
den Itgu. vor, welche zeigen, daß die Bewohner jener Colonieen die 
Bill als eine große Wohlthat anſehen würden. Roebuck tadelt, 
daß der für Süd- Afrika vorgeſchlagene Plan nicht auch ſeine Anwen⸗ 
dung auf Süd- Auſtralien finden ſolle. Hume billigt den Inhalt 
der Bill im Allgemeinen, findet jedoch die Annahme des Einkammer⸗ 
Soſtems in Australien unzweckmäßig. Die Motion des Premier⸗Mi⸗ 
niſters wird ſchließlich angenommen. Sir W. Sommerville er⸗ 
hielt Erlaubniß, eine Bill zur Verhinderung von Partei⸗Proceſſionen 
in Irland an das Haus zu bringen. and 
Italien. iR 
Rom, den 29. Januar. Die alte Leier!“ Von Neapel Briefe, 
welche die Rückkehr des Papſtes für die Hälfte des kommenden 
Februars nicht nur in Ausficht ſetzen, ſondern als gewiß ankündigen. 
Kein Menſch glaubt aber mehr daran, und vermuthlich die am aller⸗ 
wenigſten, von welchen die Nachrichten herrühren. Es iſt nun ſo weit 
gekommen, daß, wenn es hieße; der Papſt zieht durch Porto San 
Giovanni in die Stadt, die meiſten, worunter auch ich, kein Wort 
davon glauben würden, bis fie den heiligen Vater leibhaftig vorbei⸗ 
fahren fähen. Uunterdeſſen geſchieht hier allerlei, was eben nicht vor⸗ 
theilhaft auf die Eutſchlüſſe in Portici wirken mag. Cernuschi, der 
angeklagt war, geplündert, verwüſtet und das Römiſche Volt gegen 


die einrückenden Franzöſiſchen Truppen aufgewiegelt zu haben, iſt vom 
Kriegsgericht freigeſprochen. Er bewies, daß er das im Palazzo Far⸗ 
neſe (dem Sicilianiſchen Geſandtſchaftshotel) befindliche Silberzeug 
auf Befehl der Römiſchen republikaniſchen Regierung requirkrt habe, 
und zeigte den von den Behörden der Münze in Rom ihm eingehän⸗ 
digten Empfangſchein für das erwähnte Silber vor, da er dem Befehle 
gemäß dieſes dort abliefern ſollte. Er ſei, ſagte er zu feiner Verthei⸗ 
digung gegen die Anklage, an den revolutionären Ereigniſſen in Rom 
Theil genommen zu haben, nach ſeiner Flucht aus Mailand hierher 
gekommen, wo er eine de faclo-Regierung fand, der er feine Dienſte 
widmete, da ſie eine Sache vertheidigte, welche er immer als die ſei⸗ 
nige angeſehen. Er geſtehe: er ſei Republikaner, aber weder Kom- 
muniſt, noch Sozialiſt, noch Montagnard ie. Das Kriegsgericht 
fand ſeine Gründe gültig und ſprach ihn frei. Dieſe Freiſprechung 
wird von der liberalen Partei ſehr belobt, von der anderen aber als 
ein Beweis des in der Franzöſiſchen Armee herrſchenden revolutionären 
Geiſtes angeſehen. Auch haben einige Reibungen zwiſchen General 
Baraguay und der Regierungskommiſſion ſtattgefunden. Es wurde ein 
Theil des Gebäudes der Inquiſition (St. Ufieio) für 200 Mann 
Franzöſiſche Truppen von den dort freilich ſehr bequem und geräumig 
wohnenden Mönchen gefordert, welche das Nachſuchen aber rund ab- 
ſchlugen. Der General wandte ſich an die Regierungskommiſſion, die 
es ablehnte, gegen die Mönche Zwangsmaaßregeln zu gebrauchen. 
Die 200 Jäger bekamen alsdann den Befehl, mit Gewalt Beſitz von 
einem Flügel des Gebäudes zu nehmen, was denn auch geſchah. Kurz, 
man weift ſich die Zähne, und wenn nicht bald irgend ein Entſchluß 

tffen wird, kann es zwiſchen den Reſtaurirenden und den Reſtau⸗ 


rirten zu einem wirklichen Bruche kommen. 


Kammer⸗ Verhandlungen. 
117te Sitzung der erſten Kammer vom 14. Februar. 
Tages- Ordnung: 1) Bericht der Commiſſion über die Sal 
fung des Geſetz-Entwurfs, betreffend die Bewilligung einer Zinsga⸗ 
rantie des Staats für die Aktien der Aachen-Düſſeldorfer und Ruhr⸗ 
ort» Grefeld - Kreis- Gladbacher Eiſenbahn⸗Geſellſchaft, und nochma⸗ 
lige Abſtimmung über das Geſetz ſelbſt. 2) Bericht der Commiſſion 
über den Geſetz-Entwurf, betreffend die Errichtung von Rentenbanken 
für den ganzen Umfang der Monarchie, mit Ausſchluß der auf dem 
lünken Rheinufer belegenen Landestheile. 
Präfident v. Auerswald eröffnet um 10; Uhr die Sitzung. 
Auf der Miniſterbank: Graf Brandenburg, v. Rabe, Simons, Reg. 
Rath Schellwitz. Nach Verleſung des Protokolls und Mittheilung der 
von der zweiten Kammer eingegangenen Beſchlüſſe, werden die Wahlen 
der neueingetretenen Abgeordneten: Olberg, Halmentag, Wittenich 
und v. Haw genehmigt, worauf man zur Tagesordnung übergeht. Es 
findet über die ſchließliche Annahme des Geſetzes über die Zinsga⸗ 
rantie für die Aachen⸗Düſſeldorfer und Nuhrort⸗Crefel⸗ 
der Eiſenbahn namentliche Abſtimmung ſtatt. Im Ganzen ſtim⸗ 
men heute dafür: 75, dagegen: 46 Stimmen. Der Getzentwurf iſt 
alſo wiederholentlich angenommen, und zwar haben heute 17 von 
denen, die in der erſten Abſtimmung dagegen geſtimmt haben, theils 
dafür geſtimmt: v. Brandt, v. Manteuffel, v. Olberg. Gefehlt haben: 
Gr. Arnim, Brauns, Gottenet, Goltdammer, v. Gruner, Heffter, 
v. Hertefeld, v. Kries, Kuͤhne, Meier, Mömes, Gr. Pückler, Rös⸗ 
ler. Man kommt zum Rentenbankengeſetz. Nach Verleſung des 
Berichts wird die allgemeine Debatte eröffnet, in der jedoch nur Abg. 
v. Vinke das Wort ergreift, um die Kammer zu bitten, keine Amende⸗ 
ments zu unterſtützen, ſondern das Geſetz in der Faſſung der Commiſ⸗ 
ſion anzunehmen. Man geht ſodann in die ſpezielle Debatte ein, welche 
aber, wie beim Abloͤſungsgeſetze, nach dem Autrage des Referenten, 
auf beſtimmte 88. beſchränkt wird. Es wird zunächſt über 8. 3 debattirt. 
Abg. Knoblauch macht darauf aufmerkſam, daß die Garantie, 
die man zu übernehmen im Begriff ſteht, ein ſo großes Capital be⸗ 
trifft, daß ſie gewiß die Hohe unſerer ganzen Staatsſchuld betragen 
Es ſei alſo nöthig, daß die Regierung, wenn auch nur annä⸗ 


genügend Fa) et werde und 2) ſoll eine annähernde Ermittelung 
der Höhe der 


ſelbe unnöthig ſei. N 
Staats wahren und die nöthigen Ermittelungen machen. 
if. ſpricht ebenfalls dagegen. 
Semi BE dan Bone haben würde, daß die Garantie nicht mit 
Gleichgültigkeit übernommen würde. 
daß dies von keinem Abgeordneten 0 
nicht Amendements einbrachte. 88. 4 und 5 werden ebenfalls nach 
Commiſſions-Autrage, die mit den Beſchlüͤſſen der zweiten Kam⸗ 

mer gleichlauten, angenommen. Ebenſo $- 6 Die Berathung über 
6. 7 wird ausgeſetzt. 8. 8 wird angenommen. Eine längere und leb⸗ 
hafte Debatte ſindet über 8. 9 ſtatt, welcher von der Verpflichtung der 
inanderſetzungs⸗Behöͤrde handelt, die Ablösung der Geldrente 
durch die Rentenbank von Amtswegen zu veranlaſſen, wenn der Ver⸗ 
pflichtete die in eine Geldrente verwandelte Reallaſt nicht durch Baar⸗ 
zahlung des Kapitals ablöſen will. Die zweite Kammer hat hierzu ein 
Amendement vom Abg. v. Patow angenommen, wonach daſfelbe Ver⸗ 
fahren eintreten ſoll, wenn der Verpflichtete zwar von der Ablöfung 
durch Baarzahlung Gebrauch macht, aber der Berechtigte die Ablö- 
ſung durch die Rentenbank vorzieht, und daß dann die Regierung der 
Rentenbank gegenüber in die Verpflichtungen und Wb des Ver⸗ 
pflichteten eintritt. Dies Amendement beantragt die Commiſſion zu 
verwerfen, weil es dem Prinzipe der Rentenbanken widerſtrebe und 
nachtheilig auf den Cours der Rentenbriefe einwirken würde. Dagegen 
ſollten die Berechtigten von Seiten des Staates durch Domainen ⸗Ren⸗ 
teußsiefe entſchädigt werden. Dies ſollte durch einen Zuſa zu . 60 
ausgedrückt werden. Bei der Abſtimmung wird der Commiſſions-An⸗ 
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trag zu F. 9, ebenſo zu 5. 7 und 60 angenommen. gg. 10 bis 51 
werden hierauf ohne erhebliche Debatte ebenfalls nach den Commiſ⸗ 
ſions⸗ Anträgen angenommen. Schluß der Sitzung: 24 Uhr. Nächte 
Sitzung: Heute Abend 7 Uhr. 


118te Sitzung der erſten Kammer vom 14. Februar. 
Präſident: von Auerswald. Eröffnung der Sitzung: 73 Uhr. 

Auf der Miniſterbank: v. Manteuff el, v. Rabe, Reglerungs⸗ 
Commiſſar Schell witz. 

Nach Verleſung und Genehmigung des Protokolls und Mitthei⸗ 
lung mehrerer eingegangener Beſchlüſſe der zweiten Kammer, ergreift 
Abg. Braun das Wort und fragt die Juſtizkommiſſton an, wann 
ſie das Geſetz vom 2. Januar (über die Juſtizorganiſation) 
vor das Plenum zu bringen gedenke. Abg. Nittberg, Vorſitzender der 
Kommiſſion, erklart, daß der Bericht bald ausgegeben werden würde. 
Der Miniſter des Innern von Manteuffel bemerkt, daß die zweite 
Kammer das Vereinsgeſetz bald berathen werde und fordert den Pra⸗ 
ſidenten auf, die Kommiſſion dafür, ſowie für das Preßgeſetz im 
Voraus wählen zu laſſen, damit dieſelbe im Stande ſei, ſofort nach 
Erledigung der Geſetze in der zweiten Kammer, die Berathung vorzu⸗ 
nehmen. Er erinnere an den in der Botſchaft ausgedrückten Wunſch, 
dieſe beiden Materien noch in der gegenwärtigen Seſſion beendet 
zu ſehen. 

Man geht zur Tagesordnung über, zum Rent eubankgeſetz. 
Hierbei wurden ſaͤmmtliche Paragraphen bis $- 59 faſt ohne Debatte 
nach den Vorſchlägen der Kommiſſion, welche meiſt mit den Beſchlüſ⸗ 
ſen der zweiten Kammer gleichlauten, angenommen. A n 

Zum Schluß hat die Kommiſſton in Folge des Beſchluſſes über 
8. 9 folgende neue Paragraphen vorgeſchlagen: §. 59. Wenn der Ver⸗ 
pflichtete die Ablöſung durch Barzahlung des 18 fachen Betrages 
bewirken will, der Verechtigte aber ſeine Abfindung dum 20 fachen 
Betrage in Rentenbriefen verlangt (8. 64. des Ablöſungsgeſetzes vom 
heutigen Tage), ſo muß der Berechtigte dieſe Erklärung vor Abſchluß 
des Rezeſſes abgeben und es iſt dieſelbe in letzterem mitaufzunehmen. 
F. 60. Erfolgt die Erklärung des Berechtigten (8. 59.) in den Mo⸗ 
naten Januar bis Juni, ſo muß die Baareinzahlung am J. October 
deſſelben Jahres in eine von dem Finanzminiſterium zu bezeichnende 
Königliche Kaſſe bewirkt werden. Wird dagegen die Erklarung des 
Berechtigten in den Monaten Juni bis December abgegeben, ſo muß 
die Einzahlung am 1. April des darauf folgenden Jahres an die ges 
dachte Kaffe erfolgen. §. 61. Der Berechtigte erhält feine Entſchä⸗ 
digung durch die betreffende Provinzial⸗Rentenbank mit dem 20 fachen 
Betrage der vollen Rente in Rentenbriefen, jedoch nur in ſo weit, als 
diefer Betrag durch Rentenbriefe unter Berückſichtigung der zuverlaͤſſi⸗ 
gen Apoints (8. 32) gewährt werden kann. Kapitalsbeträge unter 
neun Thaler müſſen daher von dem Berechtigten in baarem Gelde, 
ohne einen Zuſchuß von der Staatskaſſe, angenommen werden. $. 62. 
Die Ablöſungs⸗Kapitalien, fo weit fie dem Berechtigten nicht baar 
gezahlt werden ($. 61), werden zur Tilgung von Staatsſchulden, und 
zwar zunächſt der durch das Geſetz vom 25. April 1848 
gegründeten fünfprocentigen Auleihe, verwendet. Der Staat 
iſt verpflichtet, der Reutenbank alljährlich vier und ein halb Procent 
der ausgegebenen Reutenbriefe ($. 61) in halbjährlichen Raten, und 
zwar während 565 Jahren von der Ausſtellung eines jeden Renten⸗ 
briefes gerechnet, zu entrichten. §. 63. Der Verpflichtete wird durch 
Zahlung des Ablöſungs⸗Kapitals an die Staatskaſſe (S. 60) von je⸗ 
der Verpflichtung gegen den bisher Berechtigten, ſo wie gegen dritte 
Perſonen in Beziehung auf das Ablöſungs⸗Kapital und die Reallaſten, 
an deren Seite daſſelbe getreten, befreit. Die Löſchung der abgelöften 
Reallaſten erfolgt auf Grund der von der Staatskaſſe ($. 60) ausge⸗ 
ſtellten Quittung. 

Von dieſen Paragraphen wird nur §. 63 zur Debatte geſtellt. 

Abg. Magnus ſchlägt folgenden Zuſatz am Schluß des Para⸗ 
graphen vor: „ſoweit nicht die gefeglich beſtimmte Vermehrung des 
Amortiſationsfonds mit einer früheren Tilgung durch Rentenbriefe 
vorgezogen wäre.“ 

Nachdem der Miniſter v. Rabe für das Amendement Magnus 
geſprochen, wird das Amendement des Abg. Magnus angenommen. 
Die übrigen Paragraphen werden ohne Debatte angenommen. 

Schluß der Sitzung: 82 Uhr. Mächſte Sitzung: Freitag 12 Uhr. 


107te Sitzung der zweiten Kammer vom 14. Februar. 
10 er Präſident Graf Schwerin eröffnet die Sitzung bald nach 
r. 
Am Miniſtertiſche: die Miniſter des Innern und der Juſtiz. 
Der Abg. Bergmann wird vereidigt. 
Die Wahl des Abgeordneten Rich tſteig wird für gültig erklärt, 
ebenſo die des Abg. Stoſch. 

Man geht zur Tages⸗Ordnung über, der fortgeſetzten Berathung 
über die Gemeinde-Ordnung. 8 7. beſtimmt im erſten Alinea, daß 
für jede Gemeinde ein Gemeindevorſtand und Gemeinderath gebildet 
werden ſoll. Er wird in der Faſſung, die der Abg. Dietholt vor⸗ 
ſchlägt, angenommen. Der Gemeindevorſtand ſoll die Obrigkeit des 
Orts ſein und die Gemeindeangelegenheiten verwalten. Das zweite 
Alinea ſagt, daß die mit den Lehn⸗ und Erbſchulzenämtern verbunde⸗ 
nen Rechte und Pflichten in Beziehung auf die Verwaltung des Schul⸗ 
zenamtes aufgehoben fein ſollen. Der Antrag des Ausſchuſſes wird 
angenommen. . 8. bejtimmt, daß jede Gemeinde ein Statut errichten 
kaun, über ſolche Angelegenheiten, in denen das Geſetz dazu Spielraum 
gestattet, oder über ihre eigenthümlichen Verhältuiſſe. Das Statut 
bedarf aber der Beſtätigung des Bezirksrathes. Der $. wird in der 
Faſſung der erſten Kammer angenommen. Ein von der Commiſſion 
vorgeſchlagener Zuſatz - Paragraph, S. 8a, beſtimmt, daß für Gemein⸗ 
den über 1500 Seelen die Beſtimmung des Tit. II., für Gemeinden 
unter 1500 Seelen die des Tit. III. Anwendung finden ſollen. Doch 
kann auf den Antrag des Gemeinderathes durch den Bezirksrath eine 
Gemeinde über 1500 Seelen auch dem Titel III. und umgekehrt un⸗ 
terworfen werden. Der Paragraph wird genehmigt. Man geht zum 
Tit. II., von den Gemeinden, die mehr als 1500 Einw o h⸗ 
ner haben, über; Berichterſtatter: Abg. Ulfert. 

Der Antrag des Abg. v. Kleiſt⸗Reetzow: 1) die Ueberſchrift 
des Titel II. zu ändern, wird verworfen. F. 9. beftimmt, daß der Ge⸗ 
meinderath bei Gemeinden von weniger als 2500 Seelen aus 12 
Mitgliedern beſtehen ſoll, daß bei größeren Gemeinden die Zahl derſel⸗ 
beu ſtufenweiſe wachſen ſoll, bis auf 60, bei Gemeinden von 90, 
bis 120,000 Einwohner, und daß für jede weiteren 50,000 Einwoh⸗ 
ner 6 Gemeindeverordnete zutreten ſollen. Der Ausſchuß hat den 
Zuſatz vorgeſchlagen, daß, wo die Zahl der Mitglieder bisher eine 
andere geweſen iſt, es dabei verbleiben ſoll. Der Paragraph wird in 
dieſer Form angenommen. a 


§. 10, von der Wahl des Gemeinderaths, wird in der Faſ⸗ 
fung der erſten Kammer angenommen. Die 88. 1 I. und 12. ent⸗ 
un einige nähere Beſtimmungen über die Abgrenzung der Wahl- 
ezirke. F. 13. beſtimmt, daß die Hälfte der von jeder Abtheilung 
zu wählenden Gemeinde-Verordneten aus Grundbeſitzern beſtehen 
muß. . 14. zählt die Beamten auf, welche nicht Mitglieder des 
Gemeinderathes ſein können. Die erſte Kammer hat in die Zahl 
derſelben auch die richterlichen Beamten aufgenommen, der Ausſchuß 
beantragt ihre Zulaſſung. Der 8. wird in der Faſſung der erſten 
Kammer angenommen, wiewohl der Juſtizminiſter Einwendungen 
gegen Zulaſſung der richterlichen Beamten erhebt. $. 15. beſtimmt, 
daß der Gemeinderath auf 6 Jahre gewaͤhlt werden ſoll. Er wird 
mit Verwerfung der Amendements, die einen Zeitraum von 3 Jah⸗ 
ren ſetzen wollen, genehmigt. Die 88. 16. und 17. beziehen ſich 
auf Anfertigung und Auslegung der Wahlerliſten, gg. 18. und 19. 
auf die Ergänzung des Gemeinderaths, 88. 20—22. auf die For 
men der Wahlhandlung. Dieſelbe ſoll in der Art vor ſich gehen, 
daß die Wähler durch eine Einladung des Gemeindevorſtandes zur 
Wahl eingeladen, und ihnen dabei die Tage und Stunden ange⸗ 
geben werden, in welchen die Stimmen abzugeben find. Sie haben 
ſich dann mündlich zu Protokoll zu erklären. Die 88. werden in 
der Faſſung der erſten Kammer angenommen. . 23. beſtimmt die 
Art, wie die Wiederholung der Wahl vorgenommen werden ſoll, 
wenn die erſte zu keinem genügenden Reſultat geführt hat. §. 21. 
bezieht ſich auf die Wahlprotokolle, 8. 25. auf die Zeit des Ein⸗ 
tritts der neugewählten Mitglieder. Mit dem F. 26. beginnt der 
zweite Abſchnitt des Tit. II.: Von der Zuſammenſetzung und Wahl 
des Gemeindevorſtandes. b. 26. ſagt, daß der Gemeindevorſtand 
aus dem Bürgermeiſter, einem Beigeordneten als deſſen Stellvertre⸗ 
ter und einer mit der Zahl der Einwohner ſteigenden Zahl, Schöf- 
fen (bei 2500 E. 2, bei 60 — 100,000 E. 10) beſtehen ſolle. 8. 
27. zahlt die Beamten auf, welche nicht Mitglieder des Vorſtandes 
fein können. §. 28. beſtimmt die Wahlperiode des Vorſtandes auf 
6 Jahre. (Schluß der Sitzung: 3 Uhr. Naͤchſte Sitzung: heute 
Abend 6 Uhr.) 1 
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Eröffnung 64 Uhr. Zur Berathung kommt der Kommiſſions⸗ 
Bericht über den Etat der Verwaltung für Handel, Gewerbe 
und Bauten für die Jahre 1849 und 1850. Der Bericht⸗ 
erſtatter Couhen beginnt damit, einige Verſchiedenheiten in der An⸗ 
lage des Etats für die beiden genannten Jahre zu erläutern. In 
Einnahme iſt geſtellt a) an Beiträgen zur Unterhaltung der Land⸗ 
und Waſſerſtraßen für 1849 2612 Thlr., für 1850 2862 Thlr., b) 
an Zinſen von den Gfieften des Eiſenbahnſonds für 1849 76,262 
Thlr, für 1850 70,078 Thlr, e) insgemein für 1840 67 Tol., für 
1850 1144 Thlr. Von verſchiedenen Rück-Einnahme⸗ Fonds find 
89,000 Thlr. für Einnahme geſtellt. Unter der Rubrik „Ausga⸗ 
ben“ genehmigt die Kammer zunächſt den Kommiſſionsantrag, daß 
von dem Gehalte des Unter⸗Staats⸗Sekretairs des Handels-Miniſte⸗ 
riums 500 Thlr. auf den Ausſterbe⸗Etat zu bringen jeien. Eben jo 
beſchließt die Kammer, daß künftighin nur Ein Kauzlei⸗Vorſteher an⸗ 
zuſtellen ſei. Ueber die Gehalte der Beamten der techniſchen Deputa⸗ 
tion für Gewerbe, fo wie der Oberbau-Deputation hat die Kommiſſion 
nichts zu erinnern gefunden. Für die Beſoldung der vier Eiſenbahn⸗ 
Kommiſſarien zu Breslau, Berlin, Erfurt und Köln ſind 8700 Thlr. 
für 1819 und 8100 für 1850 ausgebracht. Abg. v. Werdeck ver⸗ 
langt Herabſetzung dieſes Etats um 2600 Thlr., da der Regierungs⸗ 
Praſident zu Koln das Eiſenbahn-⸗Kommiſſariat als Nebenamt verwalte. 

Der Handelsminiſter widerſetzt ſich dem Antrage auf 
Nachdrücklichſte. Der Regierungs-Praſident zu Köln . — 
Nebenamt unentgeldlich, aus Liebe zur Sache, und nur ſein Stellver⸗ 
treter ſei mit 800 Thlr. zu beſolden. Darauf konne man aber für die 
Zukunft nicht rechnen. Der Antrag wird bei Zählung mit 103 gegen 
95 Stimmen angenommen, bei Namensaufruf mit 134 gegen 102 
Stimmen verworfen. Für Direktionen zur Ausführung von Eiſen⸗ 
bahnen auf Staatskoſten ſind 9800 Thlr. (Direktion der Oſtbahn 
und der Weſtphäliſchen Bahn) in Anrechnung gebracht. Zu Remu⸗ 
nerationen und Unterſtützungen weiſt der Etat für jedes Jahr 2500 
Thlr. nach. Die Kommiſſion beantragt, daß die Erſparniſſe von 
dieſem Fonds nicht, wie bisher, in die folgenden Jahre mit übernom⸗ 
men, ſondern als erſpart verrechnet werden ſollen, womit ſich der Han⸗ 
delsminiſter und die Kammer einverſtanden erklären. An Beſoldun⸗ 
gen und Fuhrkoſten des bautechniſchen Beamtenperſonals, der Hafen⸗ 
und Schifffahrtsbeamten und zur Unterhaltung der Leuchtfeuer ſind für 
1949 476,616 Thlr, für 1850 474,746 Thlr. in Anrechnung gebracht. 
Die Kommiſſton hat nichts Erhebliches zu bemerken gefunden. Zur 
Unterhaltung der Waſſerwerke, Brücken und Fähren, zu Strom⸗ und 
Uferbauten, zur Unterhaltung unchauſſirter Wege und der Kollegien⸗ 
häufer werden die einzelnen Poſitionen insgeſammt genehmigt. Die 
Ungleichheiten, welche in der Verpflichtung des Staats und der Kom⸗ 
munen bezüglich der Unterhaltung der unchauſſirten Wege in den ver⸗ 
ſchiedenen Provinzen obwalten, ſollen bei Erlaß des noch immer rück⸗ 
ſtändigen Wegebau-Geſetzes, der Erklärung des Handelsminiſters zu⸗ 
folge beſeitigt werden. Für Waſſerſtraßen ſind 462,271 Thlr. für 
18 19 und —— für 1850 ausgeſetzt. 

i Abg. Wegener legt der Regierung dringend größere Sorge fü 
die Oderſchifffahrt aus Herz. Er habe es ſich nicht — En 
in wie naher Beziehung die Fideikommiſſe mit der Oderſchifffahrt ſtehen. 
Die Regierung habe ſich bisher vergeblich bemüht, ſich in den Beſitz 
des Beuthner Wehrs durch Geld und gute Worte zu ſetzen, da der 
Inhaber des Fideikommiſſes eine ganz übertriebene Entſchaͤdigung ge⸗ 
tele — delsminiſt 

er Handelsminiſter erwidert, daß im vorigen 

nicht möglich war, eine größere Summe für die 1 ber Ole 
zu verwenden, wie ſehr die Regierung dieſes auch gewünſcht Hätte. Die 
Regierung bereite eben jetzt eine Vorlage vor, wonach die Regulirung 
in großartiger Weiſe in Angriff genommen werden ſoll. Was das 
Beuthner Wehr anlangt, ſo wird es die Regierung ſich angelegen 
fein laſſen, auf dem billigſten Wege zu dem Ziele zu gelangen, welches 
die Regierung eben fo lebhaft wie der Vorredner erſtrebt, Abg. v. Par 
tom hält es für unzulaſſig, eine größere Summe, als auf dem Etat 
ausgeſetzt iſt, zu bewilligen, und ſtellt eine Herabſetzung des Zolls für 
die Ruhr- und Lippeſchifffahrt wiederholt in Ausſicht. 

Zur materiellen Unterhaltung der vorhandenen Chauſſeen, Beſol⸗ 
dung, Bekleidung und Penſionirung der Chauſſee⸗Aufſeher ſind für 
1849 2,020,000 Thlr., für 1850 2,063,125 Thlr. ausgeſetzt. Der 
Mehrbetrag für 1850 wird durch 344 Meilen neue Chauſſee gerecht⸗ 
fertigt. Für die Bezirks⸗Straßen auf dem linken Rheinufer ſtellt der 
Etat 148,780 Thlr. für 1849, 149,743 Thlr. für 1850 in Ausgabe 


Zu Chauſſee⸗Neubauten wurden 1849 aus dem ordentlichen Fonds 
I Mill. Thlr., als außerordeutlicher Zuſchuß 500,000 Thlr. verwen⸗ 
det. Für 1850 redueirt ſich der Zuſchuß auf 250,000 Thlr. Außer⸗ 
dem find zur Disposition für ſäͤmmtliche Provinzen 20,000 Thaler 
ausgeſetzt. 0 
Abg. Gamradt dankt der Regierung für die beſondere Berück⸗ 
ſichtigung der Provinz Preußen, kann aber ſeine Wünſche um eine 
künftig noch ſtärkere Begünſtigung nicht zurückhalten, da dieſe Pro⸗ 
vinz etwa nach einem halben Jahrhundert erſt den andern gleichſtehen 
werde, wenn es, wie bisher, weiter gehe. Abg. Sack zeichnet, um 
dies noch beſſer anſchaulich zu machen, unter großer Heiterkeit der 
Kammer, eine Karte der Provinz Preußen auf die Wand des Büreaus 
des Präfidenten. Der Handels miniſter verſpricht alles zu leiſten, 
was die Staatskräfte erlauben. = 
Zur Beförderung des Eiſenbahn⸗Baues betrug der fortlau⸗ 
fende Fonds für 1849 1,663,900 Thlr., für 1850 4,451,600 Thlr. 
Durch Abſetzung von Vertretungskoſten ſollen in Zukunft 1000 Thlr. 
erſpart werden. Zur Förderung von gewerblichen und Haudelszwek⸗ 
ken weiſt der Etat für 1849 132,950 Thlr., für 1850 134,600 Thlr. 
Die Kommiſſton erinnert, daß dieſe Poſition viel zu allgemein 
gehalten und die einzelnen Verwendungen ſe. bſt nicht einmal rubriken⸗ 
weiſe zu ernennen ſeien. Namentlich wird die Hoffnung ausgeſpro⸗ 
chen, daß der Etat für das Gewerbe -Juſtitut zu Berlin, welches 
allein einen Zuſchuß von 43,600 Thlr. erhält, als Anlage zum Etat 
edruckt werden möge. a 
2 Abg. Kette — darauf aufmerkſam, wie ſehr dagegen die 
landwirthſchaftlichen Inſtitute im Nachtheil ſeien. Der Miniſter 
des Handels antwortet im Namen des in der erſten Kammer bes 
ſchaͤftigten Miniſter des Innern, daß die Regierung ſich bereits 
mit Verbeſſerung der landwirthſchaftlichen Juſtitute beſchaͤftigt habe. 
Abg. Eckstein behauptet, daß im Gegentheil im Vergleich zu andern 
Ländern zu wenig für Gewerbeſchulen bei uns geſchehen. Leider ſpare 
man zur Ungeit: Der Direktor des Gewerbe-Inſtituts beziehe einen 
enormen Gehalt unter verſchiedenen Titeln, eben ſo die Lehrer, welche 
meiſtens zugleich Profeſſoren an der Univerſitat ſeien und ſehr hohe 
1 re beziehen. N 
2 Miniter des Handels: Der Techniker, von dem die 
Rede war, würde in allen Ländern ein weit höheres Gehalt beziehen. 
Die Regierung hat es ſich überhaupt angelegen ſein laſſen, die aus⸗ 
gezeichnetſte 505 für das Gewerbe-Inſtitut zu gewinnen, und aus⸗ 
gezeichnete Leute 15 nicht billig zu haben. Ich glaube nicht, daß hier 
Erſparniſſe möglich find. Im Uebrigen iſt es ſchon lange im Plane, 
das Gewerbe⸗Juſtitut zu reorganiſiren, der vorige Direktor war eben 
lebhaft damit beſchäftigt, als der Tod ihn wegraffte. Die Regierung 
hat deshalb den Plan nicht außer Acht gelaſſen. Abg. v. Patow hebt 
die ausgezeichneten Verdienſte des Direktors des Gewerbe-Inſtituts 
hervor, der in England eine bei Weitem höhere Einnahme hätte 
haben können, die er aus Patriotismus aber verſchmäht hat. Die 
Abg. Ohm und Trendelenburg läugnen, daß die Lehrer am Ge⸗ 
werbe⸗Inſtitut zu hohe Honorare beziehen: fie ſeien im Gegentheil der 
größten Unſicherheit in ihrem Einkommen ausgeſetzt. Der Handels: 
min iſter ſtellt in Ausſicht, das Gehalt dieſer Lehrer zu fixiren. Zur 
Unterhaltung der Corvette „Amazone“ ſind 25,168 Thlr. ausgeſetzt. 
Es ſoll in Zukunft dieſer Titel mit dem Etat des Kriegs-Miniſte- 
riums ve werden. Zu außerordentlihen Ausgaben für 
Land- und Waſſerbauten und zu öffentlichen Arbeiten weit der Etat 
für 1849 2,000,000 Thlr, für 1850 1,750,000 Thlr. nach. Schließ⸗ 
lich wird der Etat für 1850 in Einnahme mit 74,085 Thlr., in Aus⸗ 
gabe mit 8,000,000 Thlr. für richtig anerkannt. Schluß der Sitzung 
91 Uhr. Nächſte Sitzung Freitag 11 Uhr. Tagesordnung: Gemeinde“ 
ordnung und eventuell Bericht der Agrar-Commiſſion. Sonnabend 
Vormittag full keine Sitzung ftattfinden, Abends das Club⸗Geſetz 


berathen werden. 


Locales ꝛc. 

Poſen, den 16. Febr. Die heut fälligen Berliner Zeitungen 
ſind ausgeblieben. 

— Stand des Warthafluſſes Mittags 1 Uhr 14 F. 9 3. 

Poſen, den 15. Febr. Die Bezirksvorſteher erhalten alljährlich 
vom hieſigen Magiftrate den Auftrag, für die Waiſenkinder, zur Be⸗ 
kleidung von Kindern armer Wittwen und Vertheilung von Holz an 
die Armen, Hauskollekten in ihren Bezirken abzuhalten, um den un⸗ 
zureichenden ſtädtiſchen Armenfonds dadurch zu verſtärken. Wir hö⸗ 
ren, daß in dieſem Jahre der ſtrenge Winter das Mitleid unſerer Mit⸗ 
bürger in hohem Grade erweckt und recht anſehnliche Beiträge in die⸗ 
ſen Kollekten erzielt hat. Namentlich ſoll der Herr Erzbiſchof, von 
der Noth der hieſigen Armuth tief ergriffen, 200 Kehle. beigeſteuert 

ben. — Geſtern Nachmittag begaben ſich zwiſchen 2—3 Uhr einige 
Arbeitsleute in die Trümmer der vor einigen Jahren abgebrannten 
Annakirche, neben der Bernhardinerkirche, um ſich vom Waſſerſtande 
zu überzeugen. Einer von ihnen erblickte bald in einem vergitterten 
Kellerloche einen fremdartigen Gegeuſtand. Die Verſuche, ihn durchs 
Gitter zu ziehen, bleiben —— 8 — — 5 de, ein a 

infegerlehrlings m uſteigens von oben gelang, 

— — es war ein — eingewickeltes tod⸗ 
tes Knäblein! Der verworfenen Mutter iſt die Polizei ſtark auf der 
Spur und werden wir das Ergebniß ihrer Bemühungen jeiner Zeit 
veröffentlichen. Es ſollen diefen Winter bereits ſechs dergleichen Kin⸗ 
derleichen an verſchiedenen Stellen gefunden worden ſein. 

2 Aus der Provinz, den 13. Februar. In Nro. 35 Ihrer 
Zeitung wird in einem Artikel „Berlin, den 8. Februar. (Berliner 
Nachrichten)“ in Bezug auf die von der zweiten Kammer beſchloſſene 
Annahme des Hartmannjchen Abänderungsvorſchlags, in Betreff der 
Lotterle⸗Verwaltung, es als die Pflicht der Preſſe erzählt, ſich einer 
großen Anzahl ſchwer getroffener Gewerbetreibender anzunehmen. Je⸗ 
— — iſt es aber auch eine Pflicht der Preſſe, über die öffentliche 
Meinung, wie fie ſich hie und da über die Beſchlüſſe der Kammer kund 
giebt, Nachrichten zu bringen, und da müſſen wir denn berichten, daß 
nach den gemachten Erfahrungen die Herabſetzung des Gewinnantheils 
der Lotterie Einnehmer auf 2 pCt. u. ſ. w. vom Volke gut geheißen 
wird. Daß dem Inſtitute die Lebesfähigkeit durch dieſe Einrichtung 
abgeſchnitten wird, wie in jenem Artikel behauptet iſt, bezweifeln wir; 
die Zeit wird uns darüber belehren. Die beſtallten Einnehmer wer⸗ 
den ſchwerlich ein Geſchäft aufgeben, das bei geringer Anſtrengung 
immer noch einen erkleklichen Gewinn abwirft, wie ſich durch die Kam⸗ 
merdebatten herausgeſtellt hat. Die 1000 Untereinnehmer, deren Ruin 
in Ausſicht ſtehen ſoll, werden ſich davor zu bewahren wiſſen, da die 

Reiften von ihnen den Verſchleiß der Lotterie⸗Looſe als Nebengeſchaͤft 
treiben. Eine Ausſicht auf Entſchaͤdigung, wie fie jener Artikel zu 
verlangen ſcheint, dürfte ſich denſelben ſchwerlich eröffnen; oder ſol 
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das ohnehin ſchon genug belaſtete Volk die Entſchädigung für Perſo⸗ 
nen geben, die demſelben nie, außer etwa den Lotereſpieſern, W 
haben? Regierung und Kammern werden uns davor bewahren. Wir 
N daß die erſte Kammer den Beſchluß der Zweiten gut heißen 
wird. — 

Die Zumuthung welche der zweiten Kammer am Schluße des 
fraglichen Artitels gemacht wird, daß ſie nämlich ihren erſten Beſchluß 
in Betreff dieſer Sache zurücknehmen fell, iſt ſehr bezeichnend; — man 
rechnet auf ihre Nachgiebigkeit. — Man wird ſich aber verrechnen. 

8 Kigz, den 14. Febr. Während der großen Strenge des Win⸗ 
ters ließ der hieſige katholiſche Geiſtliche, Herr Commendarius Hüb⸗ 
ner, in feiner Wohnung einige 20 Perſonen verpflegen, indem er 
nicht allein für geheizte Zimmer, ſondern auch fuͤr Bekoͤſtigung der⸗ 
ſelben in hinreichendem Maaße ſorgte, wodurch derſelbe ſich nicht 
91 Dank der Armen, ſondern die Achtung aller Bürger erwor⸗ 

en hat. 


Bromberg, den 14. Febr. Während das Großherzogthum 
früher einigen Grund zu der Kiage hatte, daß die Behörden es rück⸗ 
ſichtlich öffentlicher Anlagen und Bauten ſtiefmütterlich behandelten, 
wird jetzt überall Hand angelegt, um das Verſaumte nachzuholen. 
Wir rechnen hierhin außer der Eiſenbahnanlage vorzüglich den Bau 
vieler Chauſſeen, der wohl theils in direkter, theils in indirekter Be⸗ 
ziehung zu jener ſtehen mag. Unter andern iſt jetzt der Bau der 
Chauſſee von Thorn hierher faſt beendet und wird jedenfalls noch vor 
Beendigung der Eiſenbahnſtrecke von hier nach Schneidemühl, welche 
im nächſten Jahre fertig fein ſoll, in ihrer ganzen Ausdehnung fahr⸗ 
bar fein. Auch der Ban der Thorn⸗Poſener Chauſſee ſchreitet rüſtig 
vorwärts; die Strecke von Thorn bis Inowraclaw iſt ſchon beendet, 
und in der Nähe Gneſens zu beiden Seiten der Stadt wird ebenfalls 
thätıg gearbeitet. Ueberdies wird auch zwiſchen Poſen und Nakel auf 
Staatskoſten eine Chauſſee-Verbindung hergeſtellt. Einige andre 
Chauſſee⸗Linien ſtehen ſonſt noch in Ausſicht, jedoch ſoll die Anlage 
derſelben nach einem hier eingegangenen Schreiben des Miniſters für 
Handel ze. der Privatunternehmung überlaſſen bleiben. Auch der 
Bromberger Kanal iſt jetzt wieder durch die Hauptreparatur im vori⸗ 
gen Jahre in einen beſſern Zuſtand geſetzt; zu bedauern iſt dabei nur, 
daß man die Inſtandſetzung der 8. Schleuſe, welche ſehr ſchadhaft iſt, 
überſehen hat. Selbige ſoll in dieſem Jahre nachgeholt werden, und 
iſt der Holzlieferungstermin für dieſen Zweck bereits am 23. Januar c. 
hier abgehalten worden. f 

Muſterung polniſcher Zeitungen. 

Der Dzieumb polski enthält in Nr. 36. unter der Ueberſchrift 
„der gegenwärtige Zuftand Frankreichs“ einen Leitartikel, aus dem 
wir Folgendes entnehmen: 

Die denkwürdigen Worte: „Wir tanzen auf einem Vulkane,“ die 
Salvandy im Jahre 1829 ausrief, können wir jetzt wiederholen. Die 
Unſicherheit unſerer jetzigen Zuſtände wird allgemein gefühlt und alle 
ſehen eine neue Kataſtrophe voraus. Es ſehlt der jetzigen Staatsge⸗ 
walt an jeglicher moraliſcher Grundlage und ſie hält ſich nur durch 
Gewalt augenblicklich noch auftecht. Die ſiegreichen Regierungen 
begnügen ſich nicht mit dem über die Revolution davongetragenen 
Triumphe, ſie rüſten ſich unausgeſetzt zu einem neuen Kampfe; ihr 
Feind iſt die Unſicherheit der jetzigen Zuſtände und die Beſorgniß, der 
revolutionäre Geiſt könnte von neuem ſich erheben und die Hinderniſſe 
hinwegräumen, die ſeine Thätigkeit hemmen. Von der Richtigkeit 
dieſer Behauptung liefern die franzöſiſchen Zuſtände den ſchlagendſten 
Beweis. Abgeſehen von den Gerüchten eines neuen in Lyon ausge⸗ 
brochenen Aufſtandes und den Agitationen unter den Arbeitern, welche 
die Chikanen des Herrn Carlier bei dem Umhauen der Freiheits- 
bäume hervorgerufen haben, ſtimmen alle Zeitungen, die reaktionären 
wie die revolutionären, darin überein, daß die jetzigen Zuſtände un⸗ 
haltbar ſind. 

Der für das Wohl des Landes ſo ſehr beſorgte „Conſtitutionnel“ 
behauptet, daß ſich die verkehrten Theorien und der revolutionäre Geiſt 
trotz der Wachſamkeit der Regierung immer mehr verbreiten, daß be⸗ 
ſonders Lyon ein Bild dieſes gefahrdrohenden Zuſtandes gebe, wo auf 
den 24. Februar eine neue Revolution angeſagt ſei. Nur dadurch, 
daß man die Regierung kräftiger und dauernder mache, könne 
Ruhe und Ordnung aufrecht erhalten werden. 

Die Assembice nationale, ſtets kühn, offen und radikal, pro⸗ 
phezeit den Sieg des Socialismus bei den allgemeinen Wahlen und 
findet in der Aufhebung derſelben das einzige Mittel, dieſe Kata⸗ 
ſtrophe abzuwenden. 

Das Journal des Debats, ein feiner Doktrinär, der für Alles 
eine Formel hat, ruft unaufhörlich, die allgemeine Sicherheit iſt in 
Gefahr, darum müſſen ſich alle Schattirungen der Parteien der Ord⸗ 
nung vereinigen und der Sieg wird dann nicht ausbleiben. 

Die legitimiſtiſchen Journale Union, Gazette de France, 
Opinion publique enthalten lange Abhandlungen darüber, auf 
welche Weiſe das Prineip der Nationalpolitik ſiegen und unter welchen 
Bedingungen Heinrich V. den Thron ſeiner Vater beſteigen wird. 
Das erſtere, praktiſchere Blatt ſieht ein, daß die Revolution noch nicht 
vollſtändig beſiegt iſt und räth vor allem, das Gift der Revolution 
gänzlich auszurotten. Das zweite behauptet mit gar naiver Zuver⸗ 
ſicht, daß wenn Jemand, getragen von dem Enthuſtasmus des Glau⸗ 
bens und der Macht der Ueberzeugung, den Muth haͤtte, der Kammer 
und dem Volke die Rechte Heinrichs V. auf den Thron in Erinnerung 
zu bringen, das ganze Land ihn einſtimmig als ſeinen Herrſcher an- 
erkennen würde. Das dritte Blatt verſpottet mit einer gewiſſen jeſui⸗ 
tiſchen Schlauheit die Naivetät feiner Kollegin und ſagt, der Weg 
zum Siege ſei nicht fo leicht, und nur durch die Hinwegräumung der 
revolutionären Hemmniſſe und die Aufhebung der allgemeinen Wahl 
ſei das vorgeſteckte Ziel zu erreichen. 

Der 10uivers erblickt nur in dem Triumphe des Jeſuitismus 
und in der vollſtändigen Unterjochung des menſchlichen Gewiſſens den 
Abſchluß der Revolution. 

Die kraft und ſaftloſen bonapartiſtiſchen Blätter Le Dix De- 
cembre und Napoleon verſteigen ſich zu der verächtlichen Prablerei, 
daß die Idee des Volkes in Napoleon ruhe, er alſo allein das Land 
vor der drohenden Revolution retten könne, aber, verſteht ſich von 
ſelbſt, wenn man feine Gewalt erweitere. Die Kammer ſoll ſich ge 
gen ihn gefuügiger zeigen, das Centraliſations-Syſtem muß noch aus⸗ 


gedehnter werden, durch die Beamten müſſe man ſich einen entſchei⸗ 


denden Einfluß auf die Wahlen verſchaffen, dem Präſidenten zunächſt 


die Verlängerung feiner Gewalt und fpäter die Kaiſerwürde ſichern. 


Die Oppoſitionsblätter aller Schattirungen ſehen den Untergang 
des jetzigen Gouvernements, das jede Freiheit bedroht, als nahe be⸗ 
vorſtehend an, und indem ſie einerſeits das Volk zur Geduld ermah⸗ 


nen, treten fie andererſeits um fo heftiger gegen die Regierung auf. 


Welcher Schluß iſt nun nothwendigerweiſe aus dieſer Litanei der 
Blätter verſchiedenſter Farbe, welche die Organe der hieſigen öffent⸗ 
lichen Meinung ſind, zu ziehen? Unzweifelhaft der, daß alle von der 
Unhaltbarkeit der jetzigen Zuſtände überzeugt ſind, und daß der So⸗ 
cialismus immer drohender und ſeines Sieges ſicherer erſcheiut. 

Gegen dieſe drohende Gefahr hat nun die kraftloſe Partei der 
Ordnung kein anderes Mittel, als leere Worte. Das Journal Ne- 
vue des deux mondes ſpricht, man müſſe ſich au die Geſellſchaft 
im Namen der wahren und ewigen Ideen wenden, welche die 
nothwendigen Bedingungen einer ſocialen Exiſtenz ſeien, läßt uns 
aber auf die Frage: „welches ſind dieſe wahren und ewigen Ideen ?“ 
ohne Antwort. 3 — 

Wollen wir die verächtliche auswärtige Politik dieſer Partei der 
Ordnung kennen lernen, ſo werfen wir einen Blick in ſein Haupt⸗ 
organ, den Messager de la Semaine, deſſen Mitarbeiter die ber 
deutendſten Kammermitglieder find. —ĩ — — 

Die Kammer ſelbſt, ſtatt die Regierungsgewalt zu befeſtigen, 
giebt ſie durch ihre unerklärliche Nachgiebigkeit gegen jede Willkür der⸗ 
5 gar = Kali preis und jo handelt es ſich nicht 
mehr blos um den Präſidenten, ſonder ie vollſtändi ide 
tung der Regierungsgewalt. Dit 2 Lc e * Re 

Daraus geht nun hervor, daß eben die Partei der Ordnung 
eines der größten Organe der Unordnung iſt, das den Sieg der Re⸗ 
volution vorbereitet und es nicht verſteht, ihr durch eine erganifche 
die Freiheit und die Ordnung begründende Initiative vorzubeugen. 5 


— Schwurgerichtsſitzung vom 8. ebruar. (Fortſ. 
Ueber die politiſche Thaͤtigkeit der Abgerthnlen 5 Melee 
lung in den Novembertagen des Jahres 1818 — fährt der An⸗ 
geklagte Schulze fort — ſei nur das Volk zu urtheilen berechtigt, 
an deren Urtheil die Verſammlung appellirt. Es habe fein Bi 
geſprochen, als es die Mehrzahl der Abgeordneten, zu dene ich 
er gehöre, im Januar v. J. zur zweiten aufgelöften Kammer ge⸗ 
wählt. Damit ſei auch das Urtheil in dieſem Prozeſſe bereits ge⸗ 
ſprochen. Die Staatsanwaltſchaft habe der Ereigniſſe des 31. Ok⸗ 
tober 1848 gedacht und dieſelben als ſolche bezeichnet, durch —— 


— — 


lung ſei durch die Angriffe der Regierung zu dem Stenerverweigerungs⸗ 
beſchluß gedrängt und die Folgen fielen daher auf den angreifenden 


(Schluß folgt.) 


Theater. 2 mm 
Das Theaterliebende Publikum machen wir auf die zu morgen 
angekündigte Gaſtdarſtellung der Frau M eyerbofer mit ihren Kindern 
Jenny und Stoffel aufmerkſam. Wir ſahen dieſelbe am Donner⸗ 
ſtag im „kleinen Buchdruckerfungen “, welchen letzteren Jen uy Me er 
hofer zum allgemeinen Beifall des Publikums wirklich mit ſeltener 
Präeiſion und Bühnengewandtheit, die bei einem Kinde Erſtaunen 
erregen, ſpielte. Die kleine Jenny hat etwas ungemein Einneh⸗ 
mendes und Einſchmeichelndes, wodurch ſie auch ſogleich den Weg 
zum Herzen des Publikums fand. Frau Meperhofer zeigte in der 
Darſtellung der alten „Marguerite“ eine Haushälterin comme 
faut und fanden wir die Abneigung des kleinen „Druckerjungen“ vor 
dieſem Original-Drachen ſehr erklärlich. Wir wünſchen Frau Mepet- 
hofer noch in anderen Genre⸗Rdllen zu ſehen, da ſie ſich als außerſt 
geſchickte Darſtellerin gezeigt hat. Die Coupletts, welche Jenny 
einlegte, waren witzig und ſehr brav vorgetragen, und es iſt zu bewun⸗ 
dern wie das ſchwächliche Kind mit feiner Stimme, das Haus aus⸗ 
füllte. Anſtreugung koſtet es ihm gewiß, wir wünſchen dieſelbe durch 
zahlreichen Zuſpruch am Sonntag belohnt zu jeher 259 821 
Die Donnerſtag gleichzeitig zur Aufführung gekommene Operette 
von Schenk: „Der Dorfbarbier oder die Schinkenkur“ iſt eine etwas 
deſperate Kur, und hat wenigſtens den Vorzug, daß Alberneres ſo leicht 
nicht erſonnen werden wird; fie wurde indeß beifällig aufgenommen, hat 
auch im erſten Akt recht wirkſame Stellen und könnte füglich auf einen 
Akt beſchräukt werden, weil man dann nicht vom Unſinn überſatligt 
würde. Die Darſteller gaben ſich alle Mühe; Frl. Joniſch fang 
als Suschen gut, haͤtte aber mehr ſchalthaften Humor entwickeln kön⸗ 
nen. Herr Valentin als „Adam“ ergötzte durch guten Humor und 
Maske. Herr Pfunt ner war ſehr zu loben und erſcholl fein Sterbe⸗ 
lied ſehr erbaulich. Herr Fiſcher tremolirt uns zu viel, ſpielte übri⸗ 
gens den Buſſo gut. Für Herrn Tietze hätte wohl zum bequemeren 
Art Sterben eine Kanapee, wenigſtens eine Bank da ſein können, ſein 
Todeskampf war gar zu unnatürlich. Daß Alle nichts gelernt hatten, bot 
dem Souffleur ein reiches Feld dar, feine Kunſt zur Geltung zu bringen 
NORM 


Freitag ging „Uriel Akoſta“ über die Bühne. Es wurde gut 
eſpielt, namentlich heben wir Frl. Brandenburgs ſehr gelungene 
ich hervor. Herr Heine führte die anſtrengende Rolle des Uriel 
brav durch, wie wir denn überhaupt bei dieſem Schauſpiele Fleiß und 
redliches Bemühen, Mängel abzulegen, anerkennen müſſen. Die Scene 
in der Synagoge ging tadellos, ebenſo die vorhergehende mit ſeiner 
blinden Mutter (welche letztere in Frau Karſten eine wirkſame Darſtel⸗ 
lerin fand). Störend war es, daß Akoſta bei ſeinem Eintreten bei Silva 
demſelben fortwährend die Linke zum Abſchied bot; ebenſo, daß er in 
der Scene mit Judith im erſten Akt, ſtatt in den Anblick der 
Geliebten verſunken zu ſein — nach alter, übler Gewohnheit 
— den Kopf links nach oben, gegen die Zuſchauer kehrte. 
Bewegung — oft wiederholt, hat etwas unbeſchreiblich Mono⸗ 
Herr Schunke 
als „Arzt de Silva“ ſpielte gut, verſprach ſich indeß einmal ſo ſtark, 


tones; wir hoffen, ſie verſchwinden zu ſehen. 


Sonntag den 17. Februar dte Gaſtdarſtellung 
der Frau Meyerhofer mit ihren Kindern Jenny 
und Stoffel Meyerhofer. Zum Erſtenmale: 
Die Wahlen, oder: Was werden Sie wohl 
dazu ſagen? Scherzſpiel mit Geſang in 1 Akt. — 
Mad. Müller: Frau Meyerhoferz Fanny: Jenny 
Meyerhofer. — Hierauf: Gleich und Gleich 

eſellt ſich gern; Luſtſpiel in 3 Akten von D. 
derer. — Dieſem folgt: Der Kurmärker und 
die Pikarde; Genre-Bild mit Geſang und Tanz 
von L. Schneider. — Marie: Jenny Meyers 
30 fer. — Schulze: Emil Fiſcher.— Zum Schluß: 

9 ausgeführt von Fräul. v. Natzmer 
und Eugenia Meyerhofer. 

Von heute ab Kaffeneröffnung 6 Uhr. 

Anfang 7 Uhr. 
2 Sonntag, den 17. Februar: 
Erſte große Vorſtellung der Italieniſchen 
Tänzer⸗ und Pantomimiſten⸗Geſellſchaft unter Di⸗ 
rektion des Herrn Michele Averino im Saale 
des Hotel de Saxe. Anfang 7 Uhr. 

Indem ich mir die Freiheit nehme, ein verehrtes 
Publikum auf das Samterſche Kreisblatt vom 10. 
und 17. d. M. aufmerkſam zu machen, erlaube ich 
mir ganz ergebenſt, die theilnehmenden Kunſtvereh⸗ 
rer zu dem Konzerte einzuladen, welches ich Don⸗ 
nerſtag den 17. daſelbſt zu geben die Ehre haben 
werde. Adolf Krug, Pianiſt. 


Die Verlobung unſerer Tochter Ottilie mit Herrn 
Jonas Kanter aus Berlin zeigen wir Verwand⸗ 
ten und Freunden hiermit ergebenſt an. 

Ludwig Samter und Frau. 
Bekanntmachung. 

Es wird hiermit zur öffentlichen Kenntniß ge- 
bracht, daß wir die Vorſtände der hieſigen Innun⸗ 
gen zum Zwecke der künftigen Wahlen eines Gewer⸗ 
deraths am hieſigen Orte mit der Aufſtellung von 
Verzeichniſſen der ſelbſtſtändigen Gewerbtreibenden 
ihres Handwerks, ſo wie der Geſellen, Gehülfen 
und Arbeitnehmer beauftragt haben, und zu dem 
Ende an alle dieſe die Aufforderung gerichtet wird, 
ſich zur Aufnahme in die Verzeichniſſe zu melden. 

Poſen, den 1. Februar 1850. 

Der Magiſtrat. 
Proc lam a. 

Freiwillige Subhaſtation. 
Königl. Kreis⸗Gericht zu Trzemeſzno. 
Behufs Erbes⸗Auseinanderſetzung ſoll der zum 

Nachlaſſe des früheren Gutsbeſitzers Jo ſeph von 
Korytowski gehörige, im Mogilnoer Kreiſe des 
Regierungs⸗Bezirks Bromberg belegene Rog o⸗ 
woer Guͤter⸗Complexus im Wege der freiwilligen 
Subhaſtation verkauft werden, und iſt dazu Termin 
im Inſtruktions⸗Zimmer des unterzeichneten Kreis⸗ 
Gerichts auf 

den 28. Auguſt 1850 

anberaumt worden. — Die Herrſchaft Rogo wo, 
landſchaftlich abgeſchätzt auf 135,090 Rthlr. 3 Sgr. 
8 Pf., beſteht aus der Stadt gleichen Namens, meh⸗ 
reren Dörfern und aus der bei Rogowo ſelbſt be: 
legenen Waſſermühle mit einem Geſammt⸗Areal von 

14 Morgen 97 [IRuthen, worunter 1709 Mor⸗ 
gen Forſt in einem Werthe von 46,858 Rthlr. 12 
Sgr. 5 Pf., 353 Morgen Wieſen und bedeutenden 
Seen. — Die nächſten Städte find Poſen und 
Bromberg 7 Meilen entfernt, Nakel 6 Meilen, 
Trzemeſzuo und Gneſen 3 Meilen. Der näch⸗ 
ſte ſchſſeate Fluß iſt die Netze bei Nakel. Die 
Gränzen ſind überall behügelt und unſtrittig. Die 
Güter, bei denen eine eigene Kirche befindlich, un⸗ 
terliegen keinen Dienſtbarkeiten und haben auch fein 
Recht, ſolche auf fremden Gütern auszuüben. Die 
pie baaren Gefälle, welche hauptſächlich in 

en Renten von den regulirten Wirthen der Dörfer, 
den Zinſen aus der Stadt und dem Einkommen aus 
der Mühle und Fiſcherei heſtehen, betragen nach der 
Angabe des General-Bevollmächtigten der Erben 
des Gutsbeſitzers Theophil v. Korytowski auf 
Grochowisko panskie bei Rogowo etwa 
2000 Rthlr. 

Unmittelbar bei der Stadt am großen See liegt 
das herrſchaftliche Schloß mit den Wirthſchaftsge⸗ 
baͤuden und angränzenden Gärten. 

Der Geſammtbetrag der jährlichen Abgaben be⸗ 
läuft ſich auf 200 Rthlr. ! 

Aus den Verkaufsbedingungen iſt insbeſondere 

bemerken, daß nur ſolche Bieter zugelaſſen wer⸗ 

n, welche ſofort eine Caution auf Höhe von 
13,570 Rthlr. baar oder in geldwerthen Papieren 
nach dem Courſe zu erlegen im Stande ſind. 

Die Bedingungen, der neueſte Hypothekenſchein 
und die Tare können jederzeit in der Gerichts⸗Regi⸗ 
ſtratur eingeſehen werden, indeſſen bleibt es den 
Kaufluſtigen überlaſſen, wegen weiterer Auskunft 
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das er ſich gar nicht heraus wickeln konnte. Wir würden dies mit 
Stillſchweigen übergehen, wenn Herr Schunke nicht dieſe Neigung, 
ſich zu verſprechen, oft zeigte. Herr Pfuntner als „Ben Akiba, 
gab ein gelungenes Bild des alten, ehrwürdigen Rabbiners, ſprach 
indeß zu leiſe, was ſeiner guten Darſtellung ſchadete. Herr Haniſch 
als „Ben Jochai“ befriedigte, ebenſo Herr Karſten als „Manaſſe v. 
d. Straaten.“ Frl. Bußtorff als Knabe „Spinoza“ ſpielte ihre 
Das Publikum 


kleine Rolle lebhaft und mit deutlichem Vortrage. 


Bazar: Die Gutsb. Potulicki a. Breslau; Swieczycki a. Szezepankowo; 
Elsleger u. Obiecka; Taczanowski a. a u. Morawski a. Opo⸗ 
rowo; Bürger Magnuski a. poln. Sokolnik. 

Lauk's Hotel de Rome: Frau Gutsb. v. Laſzezynska a. Grabowo; 

Nechtsanw. Nüdenburg a. Pleſchen; die Kaufl Page u. Hirſch a. Berlin. 

Schwarzer Adler: Detonom Gebhardt a. Mecklenburg; Partik. v To⸗ 
midi a. Laſzewy; die Gutsb. v. Swinarski a. Golaczyn u. v. Sko⸗ 
raſzewski a. Glino. 

Hotel de Vienne: Gutsb. Kezmian a, Turew. 

Goldene Gans: Frau Generalin Kokaczkowska a. Zernik; Arzt Dr. 
Karius a. Poſen. 


war befriedigt. 


Dieſe 


Berantw. Redakteur: G. G. ö. Violet. 
Angekommene Fremde. 
Vom 16 Februar. 


Hotel de Baviere: Gutsb. v. Goslinowski a. Pawlowice; Buchhändle ———— 
Jankowski nebſt Frau a. Gneſen. 


an den Herrn General-Bevollmächtigten unmittelbar 
ſich zu wenden. 


Nothwendiger Verkauf. 
Königl Kreisgericht zu Kempen. 
J. Abtheilung. 

Das der verwittweten Lieutenant Münſter 
und ihrem Sohne Hugo Carl Eugen Müns 
ſter gehörige, im Schildberger Krtiſe belegene 
Rittergut Przytocznica nebſt Pertinenzien, 
landſchaftlich abgeſchätzt auf 83,329 Rihlr. 29 
Sgr. 1 Pf., zufolge der nebſt Hypothekenſchein 
und Bedingungen in der Regiſtratur einzuſehen⸗ 
den Taxe, ſoll 

am 21ſten März 1850 Vormittags 9 Uhr 
an ordentlicher Gerichtsſtelle ſubhaſtirt werden. 

Kempen, den 8. Auguſt 1849. 


Auf Grund der Beſtimmung des 8. 3. des Ges 
ſetzes vom 19. November 1849, betreffend die Feſt⸗ 
ſtellung der bei Ablöſung der Reallaſten zu beachten⸗ 
den Normalpreiſe und Normal-Marktorte werden 
alle zum Bezug ablöslicher Reallaſten im Kreiſe 
Poſen Berechtigten hierdurch eingeladen, ſich 

am 12. März d. J. Vormittags 10 Uhr im 
Büreau des hieſigen Landraths⸗Amtes 
einzufinden, um die Mitglieder für die Diſtrikts⸗ 
Kommiſſion zu erwählen. 
Poſen, den 13. Februar 1850. a 
Der Königliche Landrath. 


Auktion 


von äehtem Berliner Porcelan. 
Dienſtag den 19. Februar, Nachmittag 3 
Uhr und folgende Tage von Vormittag 10 und Nach⸗ 
mittag 3 Uhr ab, ſoll im Apollo⸗Saal auf dem 
Kämmereiplatz, ächtes Porcellan von Berlin, als: 
Teller, Taſſen, Schüſſeln, Thee- und Kaffe⸗ 
kannen, Terrinen, Saucieren, Salatieren u. dergl. 
m. gegen gleich baare Bezahlung verauktionirt 
werden. NE Anf chütz. 
Behufs Abänderung der Statuten, ſo wie 
einiger Beſprechung reſp. Rechnungslegung, laden 
Re ee r der 
II. Klaſſe auf Sonntag Nachmittags um 3 Uhr 
— den 175 d. Monate — 
im Seidemannfchen Lokale, Markt 54., erge⸗ 
benſt ein. Poſen, den 15. Februar 1850. 
Meyer. Karezewski. Daub. 


Unterrichtsanzeige. 
Unterzeichneter beehrt ſich hierdurch ergebenſt an⸗ 
zuzeigen, daß bei ihm Privatunterricht in den Ele⸗ 
mentarwiſſenſchaften und in der fran zöſiſchen Con⸗ 
verſation ertheilt wird. 
Inſtitutsvorſteher Eicke, 
Hotel de Tyrol, 1 Stiege. 


Es wird ein Hauslehrer zu Oſtern geſucht, der 
auch im Fortepiano und Geſang Unterricht geben 
kann. Kandidaten der Theologie und des Schul⸗ 
amts mögen gefaͤlligſt ihre Adreſſen ſenden an 

O. von Jaſtrow, Hauptmann. 
Groß Rybyo bei Klecko, den 15. Febr. 1850. 


Ein junger Menſch, welcher die Deſtillation zu 
erlernen wünſcht und die nöthigen Schulkenntniſſe 
dazu beſitzt, findet kommenden I. April ein Unter⸗ 
kommen bei L. Schellenberg, 

St. Martin, Poſen. 

Wegen Verſetzung ſind Mahag.⸗Moͤbel, meiſt be⸗ 
ſtellte Berliner Arbeit, Küchen- und Hausgeräth 
ſofort billig zu verkaufen. Schäfer, 

8 Sapieha⸗Platz No. 3. 
Wohnung zu vermiethen. 

Im Wotſchkeſchen Grundſtück Markt No. 9. 
iſt die Bel⸗Etage, welche bisher immer zur Reſtau⸗ 
ration benutzt worden iſt, und ſich auch gut zum 
Geſchafts⸗Lokal eignet, vom 1. April ab zu vermie⸗ 
then. Anſchütz. 


Lokal⸗ Veränderung. 

Meinen reſp. Kunden zur Kenntnißnahme, daß 
ich ſeit dem 1. Februar e. meine Wohnung nach 
No. J. Breiteſtraße ins Hinterhaus verlegt habe. 

Poſen. Heinr. Goldſchmidt, 

Kürſchner⸗Meiſter. 


Lotterie. 

Die Erneuerung der Looſe zur II. Klaſſe 10 lſter 
Lotterie muß plangemäß bis zum 22. d. Mts. erfol- 
gen, da fehon am 27. c. die Ziehung beginnt. Ich 
erſuche meine geehrten Spieler, ſich mit der Erneu⸗ 
erung der Looſe nicht zu verfpäten. Kauflooſe find 
wieder vorräthig. Poſen, den 17. Februar 1850. 
Der Ober⸗Collecteur Fr. Bielefeld. 


Die im Poſener Kreiſe belegene Choynica— 
Waſſermühle iſt ſofort aus freier Hand unter aus 
nehmbaren Bedingungen zu verkaufen. Näheres 
beim Deſtillateur Scheller in Poſen, St. Adal⸗ 
bertſtraße No. 48. 


Da jetzt die Frühjahrs-Bleiche 
beginnt, fo mache ich ein geehrtes N 
& Publikum auf meine Naturbleiche = 
% im Schleſiſchen Gebirge aufmerk⸗ 78 

A ſam, und bemerke, daß 
Re Herr Meyer Falk in Poſen, 2 
Wilhelmsſtraße No. s. für dor⸗ & 
® 


tige Stadt und Umgegend, 
die Aufträge für mich in Empfang 
nimmt. wi 
Hirſchberg in Schlefien, im Febr. 1850. 
C. Kirſtein. = 


® 
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Reiß⸗ Stroh- und Roßhaar⸗Hüte werden gewa⸗ 
ſchen, gebleicht und gepreßt, das Stück zu 74 Sgr., 
mit veränderter Form 10 Sgr., im Dutzend werden 
die Preiſe billiger geſtellt. Wozu ſich einem geehrten 
Publikum empfiehlt Th. Fiſcher Mühlenſtr. No. 7. 


Zucht⸗Böcke⸗Verkauf. 


Die Herrſchaft Partſchendorfer Oekonomie-Ver⸗ 
waltung in Mähren, Prerauer Kreiſes, an der 
ſchleſiſchen Grenze und von der Nordbahn-Station 
Staͤuding eine halbe Meile entfernt, bringt hiermit 
zur Kenntniß: daß in den hieſigen Merinos-Stamm⸗ 
Schafereien mit dem Verkauf edler Zuchtböcke be⸗ 
gönnen, und wird dabei bemerkt, daß dieſelben iiber 
aus geſund, ſehr kräftigen Schlages und hochedle 
Wolleträger find. — Woll⸗Muſterkarten, fo wie 
der der Zeit angemeſſene Preis der verkäuflichen 
Böcke liegen bei Herrn Oberamtmann Methner 
in Breslau, Oblauer-Strafe No. 58. zur Anz 
ſicht bereit, und wird den Herren Schaͤfereiꝙ-Beſu⸗ 
chenden nach vorangegangener Anzeige ihrer Ankunft 
Fahrgelegenheit zum genannten Bahnhof geſtellt 
werden. Carl Langner, 

Oekonomie-Verwalter. 


— a 


Saamen: Anzeige. 

Unſere neuen in- und ausländiſchen 
Oekouomie⸗, Wald⸗ und Gartens Sä- 
mereien empfehlen wir laut Preis-Ver⸗ 
zeichniß pro 1850, welches in unſerm 
Geſchäfts⸗Lokale gratis verabreicht, auch 
auf Verlangen poſtfrei zugeſendet wird. 


Gebrüder Anerbach, 
Saamenhandlung zu Poſen. 


Faroſtheilwaſſer. 


Das im December v. J. von Herrn Schul 
jun., Berlin, Breiteſtraße No. 20. Ben 
Froſtheilwaſſer, für 6 Sgr. nebſt Ge⸗ 
brauchsanweiſung, hat bei ſeiner Anwendung unter 
meiner Aufſicht eine fo überraſchend günſtige Wir⸗ 
kung gethan, daß ich mich verpflichtet fühle, dies 
im Intereſſe Aller, an Froſtſchäden Leiden⸗ 
den, öffentlich bekannt zu machen. 

Lang⸗Goslin, den 2. Februar 1850. 

(J., S.) E. Schönberg, Gutsbeſitzer. 

Die Niederlage befindet ſich in Poſen nur allein 

teueſtraße bei Ludwig Johann Meyer. 


— — 


Von den weit und breit rühmlichst bekannten und bewährten 


Aechten Ohren-Magneten, 

7 welche ein vorzüglich schnelles Heilmittel gegen Kopfleiden aller 
art, rheumatische Zahnschmerzen 
5 Harthörigkeit sind, halte ich stets zu den festgestellten Fabrikpreisen, 


hrenreissen und 


a Paar: mit Gebrauchs-Anweisung, in elegantem Carton verpackt 1 Rthlr., 


Lager und empfehle dieselben zur geneigten Abnahme. Ludw. Johann 


yer, 
Neue Strasse neben der Griechischen Kirche. 


Hotel à la ville de Rome: Die Gutsb. v. Zamecki a Chyby u. Ka⸗ 
czunsti a Chelmno; Probſt Kulczewiez a Du. 

Hotel de Berlin: Probſt Pawlowski a Potulice; Maurerpolier Sper⸗ 
czynski a. Grabow; die Kaufl. Stähr a. Breslau u. Moll a. Wronte. 

Stadt Glogau: Privatſchreiber Schultze a. Natel. 


Druck und Verlag von W. Decker & Comp. in Poſen. 


— 


e e e e e an 
Einem hohen Adel und hochgeehrten Pu⸗ N 

1 und Seidenfärberei, vormals Sa⸗ 
pieha-Platz No. 7., jetzt Walliſchei 

Er ders aufmerkſam zu machen, daß bei mir 
alle ſeidene, halbſeidene, wollene und halb⸗ 

**. Stoffe auf das Schoͤnſte und dem Neuen 
ähnlich gefärbt werden, und ich dergleichen 8. 
ausführe. Ferner werden in meiner fran⸗ . 

FA zöfifichen Waſch⸗ und Fleckenreini⸗ * 
gewaſchen, ohne ſelbſt den unächteſten Far ME 

Blonden, Tücher, Teppiche, Fenſtergardi⸗ 2 

2 5 nen und andere Moͤbelkattune ac. 

den neuen übertrifft. 

En A. Sieburg aus Berlin. 

Ganz friſche Tiſchbutter pro Pfund 5 Sgr. em⸗ 
Aecht Bremer Cigarren empfiehlt 
M. Mareusſon, Hötel de Saxe. 


blitum erlaube ich mir auf meine Schön⸗ 
EG 96 b. an der Wartha⸗Brücke ganz beſon⸗ 
wollene, auch baumwollene und leinene 5 
Arbeiten auf das Schnellſte und Villigſte N 
gungsanſtalt alle Arten von Zeuge 
ben zu ſchaden, als: Kleider, Shawls, 
Letztere 
* werden wieder mit Glanz verſehen, der faſt 
AMANN an Menn 
pfiehlt M. Marcusſon, Hötel de Saxe. 


A. Bach's Bairiſche Halle. 
Heute Sonntag muſikaliſche Abendunterhal⸗ 
tung, wozu ergebenſt einladet. 


Odeum. 
Heute Sonntag den 17. Februar: 


Großes Konzert, 


unter Leitung des Kapellmeiſters Herrn Winter. 
Eröffnung 36, Anfang 6 Uhr Abends. 
J. Lambert. 


Meines verſtorbenen Ehemannes, Schuhmacher⸗ 
Meiſter Siewecke, geweſenen geehrten Herren Kunz 
den, welche mit Zahlungen für empfangene Schuh⸗ 
machers Arbeiten noch rückſtändig, fordere ich als 
durch das Teſtament des Verſtorbenen legitimirten 
Unkverſal⸗Erbin auf, binnen heute und vier Wochen 
die Schuldbetraͤge an mich zu bezahlen, widrigen⸗ 
falls ich nach obiger Friſt unfehlbar zur Klage ſchrei⸗ 
ten müßte. 

Poſen, den 16. Februar 1850. 

Karoline, Wittwe Siewecke, 
Schul-Straße No. 12. 


Zur Würdigung des gegen den Herrn Bataillons⸗ 
Arzt Dr. Mayer in einer früheren Nummer dieſes 
Blattes gerichteten Schmähartikels möchte wohl die 
Veröffentlichung nachſtehenden Beſcheides an ſeinem 
Platze ſeyn: 

Magiſtrats-Beſcheid an den Regie- 

rungs-Seeretair Herrn Gebauer hier. 

„Auf die Vorſtellung vom 14. d. Mts. erwidern 
„wir Ew. W., daß die zur Zeit der Cholera⸗Epide⸗ 
„mie beſchäftigt geweſenen Aerzte keine Verpflichtung 
„hatten, plotzlich erkrankte Dienſtboten unentgeldlich 
„zu behandeln, da Dienſtboten, ſobald ſie bei Gele⸗ 
„genheit des Dienſtes, alſo im Dienſte erkranken, 
„der Fürſorge ihrer Brodherrſchaft anheimfallen.“ 

„Der Armen Arzt hat niemals die Verpflichtung, 
„kranke Dienſtboten auf Koſten der Gemeinde zu be⸗ 
„handeln und eben fo wenig der für die Zeit der 
„Cholera von der Gemeinde beſoldete Arzt.“ 
„Der Magiſtrat.“ 


Zur gefälligen Beachtung! 
Die Juden ſagen: „Meſſias wird kommen“; 
Die Polen ſagen: „Miroskaws ki wird kom⸗ 
men, und 
Die Deutſchen ſagen: „Keiner von Beiden 
wird kommen.“ 
Lippmann Leſzezynsti. 


Von welcher Zeit ab vermiethet Herr Katz 
fein Bier-Lokal, Bergſtraße No. 14. — ? — 
ehrere Reſtaurateure. 


Der Träumerin „a. u.“ zur Nachricht, daß Briefe 


128 Namensunterſchrift dem en werthlos 
nd. 


—— — 


Guter, edler Kikebuſch! 
Hartnädig verſchweigſt Du den ſeltenen Prakti⸗ 
ker. Nun — ſprächeſt Du vielleicht ein Wort über 
die Tendenzen, nach welchen es dem Bruder Frei⸗ 
maurer brüderlich erſcheint, den Mitbruder ſchmä⸗ 
hend öffentlich herabzuwürdigen? 
Ein Nichtfreimaurer. 


